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Im Prozeß der Verwirklichung des sozialistischen Ar­
beitsrechts spielt auch die Einhaltung von Fristen eine 
bedeutsame Rolle. Die im AGB geregelten Fristen tra­
gen vor allem bei zur Verbesserung der Arbeitsorganisa­
tion, zur Stabilität der Arbeitsrechtsverhältnisse, zur Er­
höhung der Verantwortung der Betriebe und der Werk­
tätigen, zur Sicherung der Rechte bzw. Ansprüche und zur 
Erfüllung bestimmter Pflichten der Werktätigen sowie 
zur Klärung und schnellen Lösung bzw. Beseitigung von 
Arbeitsrechtsstreitigkeiten und -Verletzungen in den Be­
trieben.

Das Rechtsinstitut der Fristen ist im AGB unterschied­
lich ausgestaltet. Während es im einen Fall darauf an­
kommt, daß die Betriebe oder die Werktätigen dazu an­
gehalten werden, ihre Rechte und Pflichten ohne unnötige 
Verzögerung innerhalb einer gesetzlich festgelegten oder 
vereinbarten Zeitspanne wahrzunehmen, können die Fri­
sten im anderen Fall darauf hinweisen, daß Streitfälle 
aus dem Arbeitsrechtsverhältnis im Interesse der Rechts­
sicherheit schnell gelöst werden müssen. Andererseits 
kann die Nichtbeachtung von Fristen dazu führen, daß 
Entscheidungen des Betriebes durch die gesellschaftlichen 
bzw. staatlichen Gerichte für rechtsunwirksam erklärt 
werden bzw. daß Ansprüche der Werktätigen verjähren. 
Hieran wird deutlich, daß die Fristen nicht nur differen­
zierte Zielstellungen haben, sondern auch unterschiedliche 
Rechtsfolgen nach sich ziehen.

Die wesentlichen Arten der Fristen im AGB sollen im 
folgenden näher dargestellt werden.1

Angebots- und Annahmefristen

Angebots- und Annahmefristen umfassen den zwischen 
den Partnern bzw. potentiellen Partnern eines Arbeits­
rechtsverhältnisses vereinbarten Zeitraum, innerhalb des­
sen der eine Partner an sein Angebot zum Abschluß eines 
arbeitsrechtlichen Vertrags (z. B. Arbeitsvertrag, Ände­
rungsvertrag, Qualifizierungsvertrag) gebunden ist und 
der andere Partner zur Annahme des Angebots berech­
tigt ist. Ihre Rechtsgrundlage finden diese Fristen in § 41 
Abs. 2 AGB und in jenen Rechtsvorschriften, die die An­
wendung dieser Norm ausdrücklich vorsehen: §49 Abs. 1 
AGB (Änderungsvertrag), §50 Abs. 2 AGB (Delegierungs­
vertrag), § 52 Abs. 2 AGB (Aufhebungsvertrag), § 53 Abs. 3 
AGB (Überleitungsvertrag), § 134 Abs. 3 AGB (Lehrver­
trag).

Aber auch für den Abschluß, die Änderung und vor­
zeitige vertragliche Auflösung des Qualifizierungsvertra­
ges (§§ 153 ff. AGB) haben die Angebots- und Annahme­
fristen Bedeutung, obgleich im 7. Kapitel nicht ausdrück­
lich auf die Anwendbarkeit des § 41 Abs. 2 AGB verwie­
sen wurde. Es ist allerdings unbestritten, daß auch ein 
Qualifizierungsvertrag als arbeitsrechtlicher Vertrag nur 
durch Willensübereinstimmung entsteht und daß insoweit 
die analoge Anwendung des § 41 Abs. 2 AGB geboten ist.

Lauffristen

Lauffristen bestimmen den Zeitraum des Bestehens eines 
arbeitsrechtlich relevanten Rechtsverhältnisses bzw. ein­
zelner Bestandteile eines solchen (also Rechte und Pflich­
ten). Sie sind z. B. für befristete Arbeitsverträge (§§ 47 f. 
AGB) und befristete Änderungsverträge (§ 49 Abs. 1 Satz 2 
AGB), für Lehrverträge (§§134 ff. AGB) und Qualifizie­
rungsverträge (§§ 153 ff. AGB), für DelegierungsVerträge 
(§ 50 AGB) und für durch Wahl begründete Arbeitsrechts­
verhältnisse (§ 66 AGB), für die Dauer von Freistellung 
(§§181 ff. AGB) und Urlaub (§§ 189 ff. AGB) sowie für 
die Dauer weiterer arbeitsrechtlicher Vereinbarungen 
(z. B. Teilbeschäftigung von Frauen, gemäß §160 Abs. 4 
AGB) bedeutsam. Ihre Dauer wird durch Vereinbarungen 
der Partner bzw. durch Gesetz bestimmt.

Einspruchsfristen

Einspruchsfristen sind jener gesetzliche Zeitraum, in dem 
der W e r k t ä t i g e  mit Hilfe des gesellschaftlichen bzw. 
staatlichen Gerichts die Rechtsunwirksamkeit einer ar­
beitsrechtlich relevanten Entscheidung des Betriebes her­
beiführen kann (§60 Abs. 1 AGB). Das AGB enthält un­
terschiedlich ausgestaltete Einspruchsfristen:

So hat der Werktätige das Recht, gegen eine fristge­
mäße Kündigung oder eine fristlose Entlassung (§ 60 
Abs. 2 Satz 1 und 2 AGB), gegen eine Kündigung des Qua­
lifizierungsvertrages (§ 158 AGB) oder eine ausgespro­
chene Disziplinarmaßnahme (§ 257 Abs. 3 AGB) innerhalb 
von zwei Wochen Einspruch bei der Konfliktkommission 
bzw. beim Kreisgericht einzulegen. Die Einspruchsfrist be­
ginnt jeweils einen Tag nach dem Zugang der betriebli­
chen Entscheidung.

Demgegenüber beträgt die Einspruchsfrist gegen einen 
Änderungs-, Überleitungs- und Aufhebungsvertrag drei 
Monate (§60 Abs. 2 letzter Satz AGB). Das gleiche trifft 
auf die Beurteilung bzw. Leistungseinschätzung zu (§ 69 
AGB). Der Lauf der Frist beginnt beim Änderungs- und 
Überleitungsvertrag mit der tatsächlichen Arbeitsauf­
nahme, beim Aufhebungsvertrag mit dessen Abschluß und 
bei der Beurteilung bzw. Leistungseinschätzung erst mit 
deren Aushändigung.

Diese unterschiedliche Ausgestaltung der Einspruchs­
frist entspricht dem unmittelbaren Schutzbedürfnis der 
Werktätigen. Dies spiegelt sich auch in dem Grundsatz 
wider, daß Werktätige, die unverschuldet eine Frist zur 
Einlegung eines Einspruchs versäumt haben, Antrag auf 
Befreiung von den nachteiligen Folgen der Fristversäum­
nis stellen können (§296 Abs. 5 Satz 1 AGB). Aber auch 
bei schuldhaftem Verhalten kann ein verspätet eingeleg­
ter Einspruch eines Werktätigen als rechtzeitig eingelegt 
behandelt werden, wenn dafür schwerwiegende Gründe 
vorliegen und dies im Interesse des Werktätigen drin­
gend geboten ist (§296 Abs. 5 Satz 2 AGB).2

Diese Möglichkeit für die Werktätigen, auch bei schuld­
hafter Fristversäumnis — und ebenso bei Verjährung von 
Ansprüchen des Werktätigen auf Arbeitseinkommen (§ 128 
Abs. 2 AGB) — mit gerichtlicher Hilfe Ansprüche durch­
zusetzen, stellt die Ausnahme dar. Generell hat der Werk­
tätige keine Möglichkeit, bei verspätetem Einspruch die 
Rechtsunwirksamkeit von betrieblichen Maßnahmen durch 
die Konfliktkommission bzw. das Kreisgericht feststellen 
zu lassen. Dem Charakter nach zielen die Einspruchsfri­
sten im AGB auf eine rasche Klärung und Lösung von 
Arbeitsrechtsstreitigkeiten bzw. -Verletzungen.

Ordnungs- und Schutzfristen

Den Ordnungsfristen liegt vor allem der Gedanke zu­
grunde, mit ihrer Hilfe den gesellschaftlichen Arbeitspro­
zeß effektiver zu organisieren, die Rechte der Werktätigen 
zu respektieren und die erzieherische Einflußnahme des 
Arbeitsrechts zu erhöhen. So sind die Betriebe verpflich­
tet, unter Einhaltung der anderen jeweils geforderten 
Voraussetzungen
— dem Werktätigen in der Regel mindestens zwei Wo­

chen vor Inkrafttreten Arbeitsnormen und andere 
Kennzahlen der Arbeitsleistung bekanntzugeben (§ 78 
Abs. 1 AGB),

— die Arbeitszeitpläne den Werktätigen mindestens eine 
Woche vor dem Inkrafttreten bekanntzugeben (§ 167 
Abs. 2 AGB),

— Überstundenarbeit den Werktätigen in der Regel 
48 Stunden vorher anzukündigen (§ 172 Abs. 3 AGB),

— dem Lehrling mindestens sechs Monate vor Beendi­
gung des Lehrverhältnisses den Abschluß eines Ar­
beitsvertrages anzubieten (§ 140 AGB),

— mindestens drei Monate vor Eintritt von Veränderun-


